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Zusammenfassung  
Die niederländische Regierung verfolgt eine be-
währte Verhandlungsstrategie, auch bekannt als
Poldermodell, um eine umfassende Transformation
des Energiesystems und der Wirtschaft zu errei-
chen. Neben der Umstrukturierung des Energiesek-
tors und Klimaschutzprojekten erstreckt sich der
Ansatz auf die Förderung des Wirtschaftswachs-
tums, nationale und internationale Marktentwick-
lungen, Technologie- und Innovationspolitik sowie
Reformen des Verkehrssektors und Maßnahmen
der Arbeitsmarktförderung. 2013 hat die Regierung
unter Federführung des Sozialökonomischen Rates
(SER) mit verschiedenen Interessengruppen, da-
runter Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände und
Umweltverbände, einen Energiepakt für nachhalti-
ges Wachstum (Energieakkoord) ausgehandelt. Im
Jahr 2018 folgten Verhandlungen über einen
Klimapakt (Klimaatakkoord) mit Unternehmen, In-
teressengruppen, den Provinzen und Kommunen.
Die umfassende niederländische Politik der Ener-
giewende und das zugrunde liegende Zusammen-
spiel von Regierungsinitiativen, korporatistischer
Interessenvermittlung und Politikberatung kann als
Musterbeispiel für ausgehandelte Transformations-
politiken betrachtet werden. 
 
Schlagworte: Energiepolitik , Konkordanzdemokra-
tie, Verhandlung, Politikberatung, Transformation 

 Abstract  
Governing the Energy Transformation in the Dutch 
Consociational Democracy 
The Dutch government applies the traditional ne-
gotiating strategy, also known as the polder model, 
to achieve a comprehensive transformation of the 
energy system and the economy. Beyond the re-
structuring of the energy sector and climate protec-
tion projects, the approach extends to fostering of 
economic growth, national and international mar-
ket developments, technology and innovation poli-
cies, as well as reforms of the transport sector and 
development of the labour market. In 2013, the 
government negotiated an Energy Pact for Sustain-
able Growth (Energieakkoord) with various inter-
est groups, including trade unions, employers' as-
sociations and environmental associations, under 
the auspices of the Social and Economic Council 
(SER). In 2018, negotiations with companies, in-
terest groups, provinces and municipalities on a 
Climate Pact (Klimaatakoord) followed. The com-
prehensive Dutch policy of energy transformation 
and its underlying interplay of government initia-
tives, corporatist interest intermediation and policy 
advice can be seen as a prime example of negotiat-
ed transformation. 
 
Keywords: Energy policy, Consociational democ-
racy, Negotiation, Policy advice, Transformation 

1 Einleitung1 

Im September 2013 schloss die niederländische Regierung mit Interessenverbänden, 
darunter den Gewerkschaften, Wirtschaftsverbänden, Naturschutz- und Umweltver-
bänden sowie weiteren Interessengruppen den Energiepakt für nachhaltiges Wachstum 
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(Energieakkoord voor duurzame groei). Das federführende Wirtschaftsministerium 
übertrug die Verhandlungsführung und die Koordinierung der Implementation des Pak-
tes dem Sozialökonomischen Rat (Sociaal Economische Raad, SER). Mit den Paktver-
einbarungen sollen die aus den EU-20-20-20-Zielen resultierenden nationalen Zielvor-
gaben umgesetzt werden. Die Unterzeichner des Paktes sind zur Umsetzung der sie be-
treffenden Maßnahmen verpflichtet. Sie werden dabei von einem beim SER angesie-
delten Prüfungsausschuss beaufsichtigt (SER, 2013a; 2013b). Auf den Energiepakt 
folgten im Februar 2018 Verhandlungen zum Abschluss eines Klimapaktes (Klimaat-
akkoord). Diese leitet das Wirtschaftsministerium des seit Oktober 2017 amtierenden 
dritten Kabinetts unter Ministerpräsident Mark Rutte von der rechtsliberalen VVD 
(Volkspartij voor Vrijheid en Democratie).2 Angelehnt an das Pariser Übereinkommen 
von 2015 erarbeiteten Regierungsvertreter und Referenten des SER mit Unternehmen, 
Interessenorganisationen sowie Provinzen und Gemeinden Maßnahmen, die das Ziel 
der Regierung, die CO2-Emissionen bis 2030 um 49% zu reduzieren, umsetzen sollen. 
Ende Juni 2019 legte der Klimarat (Klimaatberaad) eine neue Fassung des Klimapak-
tes vor (Klimaatakkoord, 2019a; 2019b). Anfang Juli 2019 debattierte die Zweite 
Kammer über den Pakt, der nun der Zustimmung aller beteiligten Akteure bedarf. Ihm 
war im Dezember 2018 eine Entwurfsversion vorausgegangen, die jedoch von den 
Umweltverbänden und der Gewerkschaft FNV nicht mitgetragen worden war (Rijkso-
verheid, 2018a; Ministerie van Economische Zaken en Klimaat (EZK), 2018a). Die 
überarbeitete Version entstand auf Grundlage der im März 2019 veröffentlichten Prüf-
berichte der niederländischen Umweltbewertungsbehörde (Planbureau voor de Lee-
fomgeving, PBL) und des niederländischen Büros für Wirtschaftspolitikanalyse (Cent-
raal Planbureau, CPB) und nach der Debatte über den Entwurf und die Prüfberichte 
im Parlament (Klimaatakkoord, 2019a; 2019b).  

Das Verfahren folgt etablierten Routinen der niederländischen Verhandlungsde-
mokratie. In Anlehnung an das aus der Versäulung hervorgegangene Handlungsreper-
toire, auch bekannt als Poldermodell, initiiert die niederländische Regierung Konsulta-
tionen zwischen den relevanten Interessengruppen mit dem Ziel, Konsens zu mobilisie-
ren und Konflikte durch Kompromisse zu befrieden. Die Einbindung gesellschaftlicher 
Gruppen bezieht sich dabei nicht nur auf Verhandlungen, sondern umfasst auch den 
Implementationsprozess (Lijphart, 1968; Visser & Hemerijck, 1998). Bei den Energie-
pakt- und Klimapaktverhandlungen liegt insofern eine Pfadabhängigkeit vor, die mit 
inkrementellem institutionellen Wandel einhergeht. Der Theorie der Pfadabhängigkeit 
zufolge bringt ein Ereignis in der Vergangenheit (critical juncture) ein bestimmtes Po-
litikmuster hervor. Dieses Muster wird in darauf folgenden Politikprozessen wiederholt 
reproduziert (increasing returns), obwohl die ursprüngliche historische Konstellation 
nicht mehr besteht (Pierson, 2000, p. 263; 2004, pp. 51-53, 95). Der inkrementelle 
Wandel kann in Anlehnung an Wolfgang Streeck und Kathleen Thelen (2005) als Pro-
zess des layering verstanden werden. Das historisch etablierte Governance-Arrange-
ment wird um neue Regelungen ergänzt. Sie bestehen in der Energie- und Klimapolitik 
in verbesserten Verfahren der Implementationskontrolle und neuen Formen der Bür-
gerbeteiligung.  

Der für die Niederlande typische Governance-Ansatz einer verhandlungsförmigen 
Politikentwicklung soll in dem Beitrag dargelegt werden, und es soll erklärt werden, 
warum die niederländische Regierung zur Bewältigung der Energietransformation er-
neut darauf zurückgreift. Die Datenbasis der Fallstudie bilden vorwiegend amtliche 
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Dokumente, die um Informationen aus Experteninterviews und der Medienberichter-
stattung ergänzt werden. Im Folgenden werden zunächst Merkmale der niederländi-
schen Verhandlungsdemokratie vorgestellt. Daran schließt ein Überblick über den 
Energiemix und die Energiestruktur in den Niederlanden an. Es folgt ein Abriss zentra-
ler Eckdaten der Energie- und Klimapolitiken. Daraufhin werden die Verhandlungen 
des Energiepaktes und des Klimapaktes analysiert. Im Fazit werden die Ergebnisse 
diskutiert.  

2 Die niederländische Verhandlungsdemokratie 

Die Niederlande zählen zu den stark koordinierten Marktwirtschaften. Konkordanzde-
mokratie und Korporatismus haben hier eine lange Tradition (Hemerijck & Schludi, 
2000; Katzenstein, 1985; Lijphart, 1968), die in die Zeit der Versäulung (verzuiling) 
(1917-1967) zurückreicht. Die Befriedung (pacificatie) zwischen den Eliten der protes-
tantisch-calvinistischen, der katholischen und der säkularen (sozialdemokratisch, libe-
ral) sozialen „Säulen“ etablierte eine Politik, deren Spielregeln Kooperation und Kom-
promissfindung sowie politische Stabilität gewähren sollten (Andeweg & Irwin, 2014; 
Daalder, 1996; Kleinfeld, 1997; Lijphart, 1968; Van Waarden, 2002). Die Befriedung 
von 1917 bildet die historische Weichenstellung (critical juncture), aus der ein Prozess 
institutioneller Pfadabhängigkeit hervorging. Staatliche Akteure folgten in der Vergan-
genheit immer wieder diesem Pfad der Befriedungspolitik. Konkordanzdemokratie und 
Korporatismus weisen somit ein hohes Maß an Beständigkeit auf. Sie besteht darin, 
dass wiederholt ein Politikmuster ausgehandelter Reformen praktiziert wurde (Heme-
rijck & Schludi, 2000, p. 227). In den 1980er und 1990er Jahren bewirkte das Polder-
modell eine Konzertierung der Wirtschafts-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik im Kon-
sens mit den Sozialpartnern (Visser & Hemerijck, 1997; 1998). In den Jahren darauf 
wurden rund 18 Sozialverträge geschlossen und damit etwa ein Vertrag pro Jahr 
(Keune, 2016, S. 15). Die Regierung griff auch in der Minderheitenpolitik der 1980er 
Jahre und später in den 2000er Jahren bei der Integration von Muslimen auf das korpo-
ratistische Handlungsrepertoire zurück (Musch, 2011, S. 324, 318 f.). In ihrem Ver-
gleich der verschiedenen Pakte, die unter dem Kabinett Rutte-Asscher (2012-2017) 
verhandelt wurden, stellen Anton Hemerijck und Marc van der Meer (2016) heraus, 
dass mit dem im Jahr 2013 zwischen der Regierung und den Sozialpartnern beschlos-
senen sog. Mondriaan-akkoord ein neuer umfassender Sozialpakt vorliege. Anders als 
in den 1980er und 1990er Jahren beinhalte dieser aber eine geteilte Agenda für den zu-
künftigen Arbeitsmarkt und die soziale Sicherheit. Bei den anderen Vereinbarungen 
handelte es sich hingegen um ad hoc ausgehandelte Pakte in den Bereichen Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, Technik und Energie. Diese sektoralen Verhandlungen, denen 
keine institutionalisierte Verhandlungsstruktur zugrunde lag, setzten sich entsprechend 
sektorspezifisch aus unterschiedlichen Fachverbänden, Industrieverbänden und Interes-
sengruppen zusammen (Hemerijck & Van der Meer, 2016, S. 185 f.). Der Energiepakt 
von 2013 und der seit 2018 verhandelte Klimapakt sind Gegenstand dieses Beitrags.  

Das besondere nationale System der Politikberatung erfüllte zentrale Funktionen 
der Expertise und Legitimation. Trotz eines zunehmend ausdifferenzierten politischen 
Systems und einer insgesamt wachsenden Politisierung und Polarisierung im Parteien-
system blieben die Beratungsstrukturen hochentwickelt, formal institutionalisiert und 
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stabil (Andeweg & Irwin, 2014, p. 192). Der Sozialökonomische Rat (SER), dem in der 
Energietransformation eine zentrale Rolle zukommt, wurde 1950 als oberstes Bera-
tungsgremium der Regierung in wirtschafts- und sozialpolitischen Fragen gegründet 
und setzt sich drittelparitätisch aus Mitgliedern der Arbeitgeberverbände, Gewerk-
schaften und von der Regierung berufenen unabhängigen Sachverständigen, sog. Kron-
mitgliedern (kroonleden), zusammen (Lepszy, 2006, S. 371-372; SER, 2019a).3 Die 
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände haben ihre feste Funktion als Berater in dem 
Gremium und sind im ständigen Dialog miteinander, den Kronmitgliedern, weiteren 
Wissenschaftlern und der Politik. Empfehlungen des SER haben nach wie vor großes 
Gewicht (Keune, 2016, S. 15). Mit der Zeit dehnte sich die Gutachtertätigkeit des SER 
auf ein breiteres Themenfeld aus, darunter die Agrarpolitik, Bildung, Gesundheit, 
Wohnungswesen, Raumplanung, europäische und internationale Politik sowie über 
Fragen der Nachhaltigkeit, Energie und Umwelt (Schrijvers, 2012, S. 162; SER, 2019a). 
Der Beratungstätigkeit liegt ein Gemeinwohlkonzept zugrunde, das ökonomische, öko-
logische und soziale Dimensionen berücksichtigen soll (SER, 2017, S. 8). Mit der Tä-
tigkeitserweiterung ging die Integration von Verbraucherverbänden und Umweltver-
bänden in die Ausschussarbeit des SER einher (Peet, 2010, S. 241-243; Schrijvers, 
2012, S. 227; Interview-NL2).  

3 Die Entwicklung des Energiesystems in den Niederlanden 

Erdgas, Erdöl und Kohle sind noch wesentliche Energieträger in den Niederlanden. Ei-
ne erste Transformation erfolgte in den 1960er Jahren, als nach Erdgasfunden in Gron-
ingen auf Gas umgestellt wurde. Kohle und Kohleprodukte werden seitdem ausschließ-
lich importiert. 2016 lag der Anteil von Erdgas bei rund 40% und von Erdöl bei 37,6% 
am Gesamtenergieverbrauch und der von Kohle und Kohleprodukten bei 13,5%. Im 
Jahr 2018 lagen die Werte bei 41,3% (Erdgas), 37,6% (Erdöl) und rund 11% (Kohle 
und Kohleprodukte) (vorläufige Zahlen) (Centraal Bureau voor de Statistiek (CBS), 
2018a). Es wird geschätzt, dass die Vorräte im Gasfeld Groningen noch ca. 30 Jahre 
ausreichen, um den nationalen Gesamtbedarf zu decken (Correljé, Linde & Westerw-
oudt, 2003, pp. 151, 201; Deutsch-Niederländische Handelskammer (DNHK), 2018, S. 
12). Die Regierung erklärte jedoch Ende März 2018 die Erdgasförderung in der Pro-
vinz Groningen bis 2030 vollständig einstellen zu wollen. Der Entscheidung lagen Si-
cherheitsbedenken zugrunde, die in den durch die Gasförderung ausgelösten Erdbeben 
in der Region begründet liegen. Durch die Stilllegung soll die Sicherheit in der Provinz 
gewährleistet werden (Deutscher Industrie- und Handelskammertag e. V. (DIHK), 
2018; Ministerie van EZK, 2018b). Das Fördervolumen mit Stand von 2018 von 21,6 
Mrd. Kubikmetern in einem Jahr mit durchschnittlichen Temperaturen und 27 Mrd. 
Kubikmetern in einem kalten Jahr soll bis 2022 jährlich auf 12 Mrd. Kubikmeter redu-
ziert werden. Spätestens ab Oktober 2022 und gegebenenfalls schon früher ist eine Re-
duzierung auf 7,5 Mrd. Normkubikmeter vorgesehen. Bis 2030 soll die Gasförderung 
dann ganz auslaufen. In Anlehnung an die Empfehlungen des Übertragungsnetzbetrei-
bers Gasunie Transport Services (GTS) sieht die Regierung verschiedene Maßnahmen 
vor, um diese Ziele zu erreichen. Hochkalorisches Erdgas aus anderen Quellen soll 
durch Beimischung von Stickstoff das niederkalorische Groningen-Gas ersetzen. Die 
notwendige zusätzliche Stickstoffproduktion soll ab 2011 über eine neue Stickstoffan-
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lage in Zuidbroek gedeckt werden. Deren Kosten von 500 Mio. Euro werden auf die 
Verbraucher umgelegt. 170 industrielle Großverbraucher sind aufgefordert bis 2022 
auf hochkalorisches Erdgas oder andere Quellen umzurüsten. Des Weiteren soll der 
Export von Groningen-Gas nach Deutschland, Frankreich und Belgien reduziert und ab 
2029 beendet werden. Schließlich soll der Gasbedarf im Gebäude- und Gewächs-
haussektor reduziert und durch nachhaltige Quellen ersetzt werden (Ministerie van 
EZK, 2018b; 2019a; 2019b).  

Die Teilnehmer der Energiepaktverhandlungen vereinbarten, von den zehn in den 
Niederlanden bestehenden Kohlekraftwerken die fünf ältesten Kraftwerke aus den 
1980er Jahren stillzulegen. Im Gegenzug sicherte die Regierung zu, die Stromerzeu-
gung der verbleibenden Anlagen von der Kohlesteuer freizustellen. Der daraus resultie-
rende Steuerverlust sollte durch eine Erhöhung der allgemeinen Energiesteuer kompen-
siert werden, die zu jeweils 50% von den Haushalten und Betrieben getragen wird (Or-
ganisation for Economic Co-operation and Development (OECD) & International 
Energy Agency (IEA), 2014, pp. 166-167; SER, 2013a, S. 20-21). Die Behörde für 
Verbraucher und Märkte (Autoriteit Consument en Markt, ACM) hielt die Vereinba-
rung für wettbewerbsbeschränkend und verbot sie. In der Folge einigte sich Wirt-
schaftsminister Henk Kamp (VVD) mit den Energieunternehmen und Umweltorganisa-
tionen darauf, drei der fünf Kohlekraftwerke 2016 und die beiden anderen 2017 zu 
schließen (OECD & IEA, 2014, p. 167). In Bezug auf die noch verbleibenden fünf ak-
tiven Kohlekraftwerke entschied das dritte Kabinett Rutte im Mai 2018, dass hiervon 
die beiden älteren Kraftwerken bis Ende 2024 den Betrieb mit Kohle einstellen sollen 
und die drei neuesten bis spätestens Ende 2029. In der Zwischenzeit können die Eigen-
tümer der Kraftwerke diese auf andere Brennstoffe, wie z. B. Biomasse zur Stromer-
zeugung umrüsten (Regeerakkoord, 2017, S. 38; Rijksoverheid, 2018b). Hierzu ist vom 
Wirtschaftsministerium ein Gesetzentwurf zum Verbot der Stromerzeugung aus Kohle 
(Wet verbod op kolen bij elektriciteitsproductie) vorgelegt worden, der von der Zwei-
ten Kammer am 4. Juli 2019 angenommen wurde (Eerste Kamer, 2019a).  

Der Anteil erneuerbarer Energien am Gesamtenergieverbrauch lag 2016 bei rund 
5%. Davon entfielen 3,8% auf Biomasse, 1% auf Windenergie und 0,2% auf Solar-
energie (CBS, 2018a). Im Jahr 2018 lagen die vorläufigen Werte bei 4,4% Biomasse, 
Windenergie 1,2% und Sonnenenergie 0,4%. Kernenergie (2016: 1,2%, 2018: 1,1%) 
spielt eine geringe, aber konstante Rolle im Energiemix, nachdem die Laufzeit des ein-
zigen Kernkraftwerks in Borssele bis 2033 verlängert wurde.  

Zu den größten Energieversorgern zählen Essent als Teil der RWE-Gruppe, Eneco 
Energie und Nuon, das Teil der Vattenfall-Gruppe ist (DNHK, 2018, S. 50-51). Gasunie 
Transport Services (GTS) und TenneT TSO sind die Übertragungsnetzbetreiber für Gas 
und Strom. Sie sind jeweils Tochterunternehmen der TenneT Holding bzw. von Gasunie, 
die zu 100% dem niederländischen Staat gehören. Acht Verteilernetzbetreiber betreiben 
die Strom- und Gasverteilnetze und ein weiterer betreibt ausschließlich ein Gasverteilnetz 
(ACM, 2017, p. 3; E-Bridge et al., 2014, S. 31; Roggenkamp, 2016, pp. 766-767).  

Die CO2-Emissionen sind im Zeitraum 1990 bis 2016 insgesamt eher langsam ge-
sunken. Aufgrund eines hohen Anteils fossiler Energien in der Industrie und der 
Stromerzeugung verursacht der Energiesektor die meisten Emissionen. 2017 betrug der 
CO2-Ausstoß 193 Mrd. Tonnen CO2-Äquivalente und lag damit 1% niedriger als im 
Vorjahr und 13% niedriger als 1990 (CBS, PBL & Wageningen UR, 2017; CBS, 
2018b). Infolge des Urgenda-Urteils des Bezirksgerichts Den Haag aus dem Jahr 2015 
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müssen die CO2-Emissionen bis 2020 um mindestens 25% im Vergleich zum Jahr 
1990 gesenkt werden. Im Berufungsverfahren wurde das Urteil im Oktober 2018 bestä-
tigt und die Regierung ermahnt, ihrer Fürsorgepflicht gegenüber den Bürgern nachzu-
kommen (de Rechtspraak, 2018; Frankfurter Allgemeine Zeitung, 2018; Saurer & 
Purnhagen, 2016; Van Santen & Luttikhuis, 2018).4 Mit dem Ziel, CO2-Emissionen bis 
2030 um 49% im Vergleich zu 1990 zu reduzieren, ging das dritte Kabinett Rutte über 
das EU-Reduktionsziel von 40% hinaus. Die Niederlande streben zudem im europäi-
schen Kontext eine Erhöhung der Reduktion auf 55% an (Ministerie van EZK, 2017; 
Regeerakkoord, 2017, S. 37 f.; SER, 2018a, S. 7).  

Die Niederlande schneiden vergleichsweise schlecht ab, wenn es um den Ausbau 
erneuerbarer Energien, das Einsparen von Energie und die Reduzierung der CO2-
Emissionen geht. Dies zeigt sich auch im Energy Transition Index (ETI) von 2019 des 
Weltwirtschaftsforums.5 Hier liegen die Niederlande mit einem ETI-Wert von 69% auf 
Platz neun. Deutschland (65%, Platz 17) und Luxemburg (66%, Platz 15) schneiden 
recht ähnlich ab. Schweden, die Schweiz und Norwegen sind international führend in 
der Transformation ihrer Energiesysteme (World Economic Forum, 2019). Deutsch-
land verfehlt trotz des intensiven Ausbaus von Erneuerbaren Energien seine klimapoli-
tischen Ziele, was vor allem in Koordinations- und Steuerungsproblemen begründet 
liegt (siehe hierzu die Beiträge von Benz und Czada in diesem Heft). Luxemburgs 
Platzierung erklärt sich großteils über den vergleichsweise hohen Energieverbrauch pro 
Kopf (rund 10.654 kWh bei einem Gesamtverbrauch von 6,48 Mrd. kWh, Laenderda-
ten.info, 2019). Die Index-Ergebnisse weisen darauf hin, dass neben der unterschiedli-
chen CO2-Intensität der Energiemixe, der Energiesystemstrukturen und der Ressour-
cenausstattung, institutionelle Governancefaktoren relevant sind. Im Folgenden soll 
gezeigt werden, dass die Niederlande hier durch Rückgriff auf das verhandlungsdemo-
kratische Strategierepertoire begünstigt sind. 

4 Die niederländische Energie- und Klimapolitik: Ein Rückblick 

In den 1980er und 1990er Jahren traf die Regierung über 70 Vereinbarungen (con-
venanten) mit der Industrie, in der sich letztere zur Reduzierung von Umweltschäden 
verpflichtete (Andeweg & Irwin, 2014, p. 195; Van Waarden, 2002, p. 59). Bereits der 
erste nationale Umweltplan (Nationaal Milieubeleidsplan, NMP 1) von 1989 adressiert 
den Klimawandel (Tweede Kamer, 1989). Darin werden kohärente und integrative, 
langfristig angelegte und mit Vertretern der Landwirtschaft, Industrie und Verbraucher 
abgestimmte Maßnahmen vorgezeichnet. Damit zielte der NMP 1 auf die für die Nie-
derlande typischen zentralisierten, konsensorientierten Verhandlungen zwischen der 
Regierung und gesellschaftlichen Gruppen (Bekkers, Buuren, Edwards & Fenger, 
2018; Pettenger, 2007, p. 59). In Anlehnung an den Erfolg des Poldermodells in der 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik wurden in den 1990er Jahren erste Versuche un-
ternommen, ein grünes Poldermodell einzuleiten. Gegenstand waren zunächst Projekte 
zur Erweiterung des Flughafens Schiphol (Tijdelijk Overleg Platform Schiphol, TOPS) 
und der Erweiterung des Hafens Rotterdam (Project Mainport Rotterdam, PMR). Ein 
Konsens konnte allerdings nur im Rotterdam-Projekt erreicht werden, während die 
Konsensbildung im Fall des Projektes TOPS scheiterte (Touwen, 2014, pp. 188-189; 
Van Zanden, 2010, S. 181-184; Weggeman, 2003, S. 344-345).  
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Der SER initiierte im Jahr 1999 Verhandlungen auf Ausschussebene, indem er 
Umweltverbände in seine Ausschüsse für Raumgestaltung und Erreichbarkeit (Com-
missie Ruimtelijke Inrichting en Bereikbaarheid, RIB) und für Nachhaltige Entwick-
lung (Commissie Duurzame Ontwikkeling, DUO) einlud (Van Zanden, 2010, S. 183). 
Umweltverbände sind seither dauerhaft in die Ausschussarbeit des SER integriert. Als 
Gründe dafür, dass sich nicht schon damals ein übergreifendes grünes Poldermodell 
auf nationaler Ebene herausbildete, werden eine fehlende Institutionalisierung, die 
Konflikte zwischen Ökonomie und Ökologie sowie ein noch nicht ausgereiftes allge-
meines Problembewusstsein aufgeführt (Andeweg & Irwin, 2014, p. 195; Touwen, 
2014, pp. 188-189; Van Zanden, 2010, S. 181-184; Weggeman, 2003). In ihrem vierten 
nationalen Umweltplan (NMP 4) von 2001 nahm die Regierung auf Anregung einer 
Forschergruppe um den Nachhaltigkeits- und Transitionsforscher Jan Rotmans einen 
Transition-Management-Ansatz auf, an dem sich das künftige Vorgehen orientieren 
sollte. Damit sollten Systeminnovationen in wichtigen Wirtschaftssektoren vorange-
bracht werden. Das Wirtschaftsministerium wandte den Ansatz entsprechend in der 
Energiepolitik an. Allerdings ergaben Studien, dass diese Reformbemühungen in in-
haltlicher Hinsicht und auch organisatorisch nicht den gewünschten Erfolg brachten 
(Kern & Howlett, 2009, p. 403; Ministerie van Volkshuisvesting, Ruimtelijke Orde-
ning en Milieubeheer (VROM), 2001; Rotmans, 2011). Die Regierung ersetzte den 
Ansatz des Transition Management im Jahr 2011 durch eine „Topsektorenpolitik“ 
(topsectorenbeleid) mit dem Ziel, die nationale und internationale Wettbewerbsfähig-
keit bestimmter Sektoren zu fördern. Im Sektor Energie wird ein wettbewerbsfähiges 
und kohlenstofffreies Energiesystem angestrebt (OECD & IEA, 2014, pp. 170-173).  

2013 und 2018 leitete die Regierung Verhandlungen mit Interessenorganisationen, 
den Provinzen, Gemeinden und den Wasserverbänden (waterschappen)6 ein, um einen 
Energiepakt und später dann einen Klimapakt zu beschließen. Verschiedene Faktoren, 
wie die Urgenda-Urteile, internationale Klimaschutzabkommen, die Energie- und Klima-
ziele der EU und die mit der Erdgasförderung in Groningen verbundenen Risiken setz-
ten die Regierung sicherlich unter Handlungsdruck. Um den Problemdruck zu verarbei-
ten, griff die Regierung wie bereits in der Vergangenheit die Tradition der Verhand-
lung und Kompromissbildung wieder auf und passte diese an neue Erfordernisse an.  

5 Die Polder-Verhandlungen des Energie- und des Klimapakts 

5.1 Der SER-Energiepakt 

Im November 2012 schlug der SER in einem vom Wirtschaftsministerium beauftragten 
Gutachten zum Thema Energie und Wirtschaft vor, in Verhandlungen mit relevanten 
Interessengruppen eine kohärente klima- und energiepolitische Strategie zu erarbeiten. 
Er bot sich selbst als Plattform für solche Verhandlungen an (SER, 2012, S. 15; Inter-
view-NL1; Interview-NL2). In Anlehnung an diese Empfehlungen initiierte die Regie-
rung Verhandlungen mit Vertretern der Gewerkschaften, Wirtschaftsverbände, der 
Energieunternehmen, Naturschutz- und Umweltverbände, weiteren Interessengruppen 
und den Provinzen, Gemeinden und Wasserverbänden. Die Verhandlungsführung über-
trug sie dem SER. Mit dem Energieforschungszentrum der Niederlande (Energieonder-
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zoek Centrum Nederland, ECN) und der Behörde für Umweltbewertung (PBL) nahmen 
zudem zwei Expertengremien teil, die die Kosten der Maßnahmen und deren Wirt-
schaftlichkeit überprüfen sollten (SER, 2013a; 2013b; Interview-NL1; Interview-NL2).  

In je unterschiedlicher Zusammensetzung erarbeiteten vier Arbeitsgruppen ent-
sprechende Ziele und Maßnahmen. Eine Gruppe befasste sich mit der Energieeinspa-
rung im Bau- und Installationssektor und der Gewinnung von erneuerbaren Energien 
auf lokaler Ebene. Energieeinsparungen in der Industrie und der Landwirtschaft, groß-
räumige Energieproduktion und das EU-Emissionshandelssystem (EU-ETS) waren 
Thema der zweiten Arbeitsgruppe. Die dritte Gruppe beschäftigte sich mit Marktfragen 
und technischen Innovationen, die vierte hatte schließlich Mobilität und Transport zum 
Thema. In einer weiteren Gruppe wurden Finanzierungsmöglichkeiten ermittelt. Eine 
Steuerungsgruppe koordinierte den Arbeitsprozess. Sie setzte sich zusammen aus dem 
SER-Präsidenten als Vorsitzenden, Vertretern verschiedener Ministerien, der Gewerk-
schaften und Unternehmerverbände, der Umweltverbände, des PBL sowie Abteilungs-
leitern des SER (SER Regiegroep Energieakkoord, 2013, S. 6). Die Einzelberichte der 
Gruppen bildeten die Grundlage für das gesamte Maßnahmenpaket.  

Im September 2013, nach rund acht Monaten Verhandlungen, unterzeichneten 
schließlich 47 Akteure den Energiepakt. Mit ihrer Unterzeichnung verpflichten sich die 
beteiligten Akteure, die Vereinbarungen umzusetzen (Interview-NL1; Interview-NL2). 
Die Maßnahmen orientieren sich an den Vorgaben der EU-20-20-20-Ziele für die Nie-
derlande. Die EU-20-20-20-Ziele beinhalten für die EU insgesamt eine Senkung der 
Treibhausgasemissionen um 20% im Vergleich zum Jahr 1990, 20% der Energie in der 
EU aus erneuerbaren Energien und eine Verbesserung der Energieeffizienz um 20% 
(European Commission (EC), 2019). Den Energiepakt-Maßnahmen liegen die beste-
hende Energiegesetzgebung, frühere Politikmaßnahmen und Finanzierungsinstrumente 
zugrunde. Der Pakt basiert entsprechend auf folgenden Zielen: 

  
‒ eine Reduzierung des Gesamtenergieverbrauchs um durchschnittlich 1,5% pro 

Jahr, 
‒ eine Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien an der Energieerzeugung von 

rund 4% im Jahr 2012 auf 14% bis 2020 und auf 16% bis 2023, sowie 
‒ die Schaffung von mindestens 15.000 Vollzeitarbeitsplätzen, wovon ein Großteil in 

den ersten Jahren entstehen soll (SER, 2013a, S. 11, 29).  
 

Die Akteure vereinbarten weiterhin, die Wirtschaftsstrukturen auszubauen und in 
nachhaltiges Wachstum zu investieren (SER, 2013a, S. 11 f.; 2013b, p. 3). Die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit der Niederlande soll gestärkt und Investitionssicherheiten 
sollen geschaffen werden. Die aus den Zielen abgeleiteten Maßnahmen betreffen zehn 
Themenschwerpunkte (sog. Säulen, pijler):  

 
1. Energieeinsparung, 
2. Ausbau der erneuerbaren Energien, 
3. Förderung der dezentralen Energieerzeugung mit erneuerbaren Energien, 
4. das Energieübertragungsnetz für eine nachhaltige Zukunft vorbereiten, 
5. ein gut funktionierendes EU-ETS7 schaffen, 
6. Kohlekraftwerke und Carbon Capture and Storage (CCS)-Technologien8, 
7. Mobilität und Transportsektor, 
8. Arbeitsmarkt-Arrangements für Arbeitsplätze und zur Ausbildung schaffen, 
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9. Förderung der Vermarktung von Energietechnologien und -innovationen für 
Wachstum und Export, 

10. Finanzierung von nachhaltigen Investitionen (SER, 2013a; 2013b).  
 

Die Frage der Kosten und Finanzierung der Transformation war von zentraler Bedeu-
tung (Interview-NL1; Interview-NL3). Diese sollten für Verbraucher und Energieun-
ternehmen so gering wie möglich ausfallen und letztlich auf Energiepreissenkungen 
hinauslaufen (SER, 2013a; 2013b). So ist im Pakt eine moderate Erhöhung des Anteils 
erneuerbarer Energien an der Stromerzeugung vorgesehen. Damit sollen Einsparungen 
im SDE+-Fördersystem (Stimulering Duurzame Energieproductie), den Subventions-
regelungen zur Förderung der nachhaltigen Energieerzeugung, erzielt werden, während 
zugleich größere Investitionen in innovative Technologien und effizienzsteigernde 
Maßnahmen geplant sind. Neben Einsparungen im Fördersystem sollten eine Erhöhung 
der Energiebesteuerung und Ausnahmeregelungen bei der Erhebung der Kohlesteuer 
zur Kostenentlastung der Wirtschaft und der Konsumenten beitragen (SER, 2013a, S. 
131-132). 

Zur Finanzierung umfangreicher langfristiger Investitionen erarbeitete eine Gruppe 
aus Vertretern der Niederländischen Vereinigung für Banken NVB, des Versiche-
rungsverbands, des Pensionsfondsverbands, der Branchenverbände und Vertreter ver-
schiedener Ministerien ein Finanzierungskonzept (SER, 2013a, S. 119 f.). Das zweite 
Kabinett Rutte hatte insgesamt 70 Mio. Euro in der Legislaturperiode 2012-2017 ein-
geplant, um solche Projekte zu finanzieren, darunter Maßnahmen von Gemeinden zur 
Förderung lokaler und regionaler Initiativen der Energieeinsparung und -gewinnung, 
zur besseren Anwendung des Umweltschutzgesetzes sowie Paktvorhaben, die Energie-
innovationen und den Export stärken sollten (Regeerakkoord, 2012; SER, 2013a, S. 26, 
125, 131). Die Regierung investierte 150 Mio. Euro in einen revolvierenden Fonds zur 
Energieeinsparung (revolverend fonds voor energiebesparing), der Anreize für Ener-
gieeinsparmaßnahmen von Vermietern und Wohnungseigentümern schaffen sollte. Des 
Weiteren wurden 400 Mio. Euro bereitgestellt für Investitionen in Energieeinsparmaß-
nahmen im sozialen Wohnungssektor (SER, 2013a, S. 42, 46-47).  

In Ergänzung zu den Verhandlungen organisierten die Regierung und der SER Ver-
anstaltungen für Bürger und Experten zu energiepolitischen Themen. Bürger konnten 
zudem an einer Online-Befragung teilnehmen (SER, 2013a, S. 6). Allerdings berichte-
ten Interviewpartner, dass sich die Umsetzung der Bürgerveranstaltungen als schwierig 
erwies, da diese überwiegend von Personen mit selektiven Standpunkten genutzt wür-
den und kaum neutral gesinnte Bürger mit verwertbaren Einwänden teilnahmen (Inter-
view-NL1). 

Im Zeitraum von April bis Juli 2016 veranstaltete das Wirtschaftsministerium dann 
einen Energiedialog (Energiedialoog). In Konsultationsrunden und in Online-Foren zur 
zukünftigen Energieversorgung in den Niederlanden nahmen staatliche Akteure, Unter-
nehmen, Wissenschaftler, Bürger und weitere Interessengruppen teil (Ministerie van 
Economische Zaken (EZ), 2016a; Rijksoverheid, 2016). Die Ergebnisse dieses Dialogs 
integrierte die Regierung in ihre 2016 veröffentlichte Energieagenda. Sie enthält lang-
fristige Zielsetzungen für den Übergang zu einer CO2-armen Energieversorgung bis 
2050 (Ministerie van EZ, 2016a; 2016b; Rijksoverheid, 2016).  
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5.2 Implementation und Evaluierung 

Ein beim SER angesiedelter Prüfungsausschuss, die SER-Commissie Borging Energie-
akkoord (BEA), beaufsichtigt die Implementation der Paktvereinbarungen. Dem Prü-
fungsausschuss steht ein unabhängiger Vorsitzender vor. Des Weiteren sind an dem 
Gremium Vertreter aller 47 Vertragspartner beteiligt (BEA, 2016; SER, 2016a). Die 
Umweltbewertungsbehörde PBL und anfangs auch das Energieforschungszentrum der 
Niederlande ECN übernahmen Aufgaben der Kostenkalkulation und Folgenabschät-
zung (SER, 2016a; Interview-NL3).9  

Neben dem Prüfungsausschuss bestehen sog. High-level Verhandlungen, in denen 
der Teilnehmerkreis der vormaligen Steuerungsgruppe sich informell berät: Vertreter 
der Regierung, der Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände sowie der als „Grüne 
Koalition“ (Groene Coalitie) firmierenden Dachvereinigung aus Naturschutz- und Um-
weltverbänden und nachhaltigkeitsorientierten Unternehmen (De Groene Zaak, 2015, S. 
27). Das Implementations-Monitoring wird von Referenten des SER unterstützt 
(KWINK Groep, 2016, S. 18). In der Vergangenheit mussten die energieintensiven In-
dustrien ergänzende Maßnahmen vereinbaren, um ihre Selbstverpflichtung, bis 2020 zu-
sätzlich neun Petajoule (PJ) Energie einzusparen, auch tatsächlich erreichen zu können. 
Das Wirtschaftsministerium begrüßte die Übereinkunft, behielt sich aber vor, ggf. eine 
Einsparungsverpflichtung einzuführen (Ministerie van EZ, 2017; Rijksoverheid, 2017; 
Interview-NL1).  

Die Energiepakt-Verhandlungen wurden bisher einmal evaluiert. Die Beratungs-
agentur KWINK Groep legte im September 2016 ihre Evaluationsergebnisse vor (SER, 
2016b). Sie kommt zu dem Ergebnis, dass es mithilfe der Verhandlungen zu Vereinba-
rungen über Maßnahmen zur Energieeinsparung und zum Ausbau der erneuerbaren 
Energien gekommen sei, die andernfalls nicht beschlossen worden wären. Die Autoren 
erachten daher die Verhandlungsstrategie der Regierung als geeignet, um die gesetzten 
Ziele der Energietransformation zu erreichen. Es liege nun an den beteiligten Akteuren, 
ihre Selbstverpflichtungen auch tatsächlich umzusetzen. Mit Blick auf die zukünftige 
Ausrichtung der Klima- und Energiepolitik der Regierung empfehlen die Gutachter, 
diese an den internationalen Klimazielen für 2030 und 2050 auszurichten (KWINK 
Groep, 2016, S. 57-70; Ministerie van EZ, 2016c, S. 3-4). 

5.3 Der Klimapakt (Klimaatakkoord) 

Während der Energiepakt mit seiner Laufzeit bis 2020 (und in einigen Fällen bis 2023 
bzw. 2030) weiter implementiert wird, initiierte das Wirtschaftsministerium des seit 
Oktober 2017 amtierenden dritten Kabinetts Rutte im Februar 2018 Verhandlungen 
über einen Klimapakt. Mit dem Klimapakt, dessen übergeordnetes Ziel die Reduzie-
rung von CO2-Emissionen ist, soll das Pariser Übereinkommen von 2015 umgesetzt 
werden. Neben dem Klimapakt beabsichtigte die Regierung, ein Klimagesetz zu verab-
schieden (Ministerie van EZK, 2017; 2018c; Regeerakkoord, 2017). Nachdem der 
Entwurf des Klimaschutzgesetzes Ende Dezember 2018 mit breiter Mehrheit von der 
Zweiten Kammer verabschiedet wurde, stimmte im Mai 2019 auch die Erste Kammer 
zu. Das Gesetz wird zum 1. September 2019 in Kraft treten. Es beinhaltet übergeordne-
te Ziele und gibt einen Rahmen vor. Die Ziele sehen eine Reduzierung des Treibhaus-
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gasausstoßes um 49% bis 2030 und um 95% bis 2050 gegenüber dem Jahr 1990 vor 
sowie eine 100-prozentige CO2-neutrale Stromerzeugung bis 2050 (Eerste Kamer, 
2019b; Staatsblad, 2019). Spezifische Maßnahmen sollten über den Klimapakt ausge-
handelt werden.  

Die Zentralregierung und SER-Referenten verhandelten mit Vertretern der Indust-
rie, Interessengruppen sowie Provinzen, Gemeinden und Wasserverbänden über Maß-
nahmen, um das Ziel, CO2-Emissionen um 49% bis 2030 zu reduzieren, erreichen zu 
können. Wie beim Energiepakt ist das Wirtschaftsministerium federführend, in diesem 
Fall leitet es aber selbst die Verhandlungen, mit Unterstützung des SER. Unter dem 
dritten Kabinett Rutte ist das Wirtschaftsministerium (Ministerie van Economische Za-
ken en Klimaat, EZK) für Energie- und Klimafragen zuständig, die somit stärker mit-
einander verknüpft werden (Interview-NL4).  

Neben dem Wirtschaftsministerium nehmen das Innenministerium, das Ministeri-
um für Infrastruktur und Wassermanagement und das Ministerium für Landwirtschaft, 
Natur und Lebensmittelqualität teil (Rijksoverheid, 2018a). Wie beim Energiepakt 
wurden Arbeitsgruppen eingerichtet. Die fünf Gruppen (sectortafels) arbeiteten zu den 
Themen Gebäude, Industrie, Landwirtschaft und Landnutzung, Mobilität und Elektrizi-
tät. Drei weitere Arbeitsgruppen brachten die Themen Finanzierung, Arbeitsmarkt und 
Ausbildung sowie Innovationen übergreifend in die Arbeit der Sektorengespräche ein. 
Der Klimarat leitet den Verhandlungsprozess. Diesem steht ein unabhängiger Vorsit-
zender vor und ihm gehören die Vorsitzenden der Arbeitsgruppen und Vertreter des 
Ministeriums EZK an. Parallel zu den Verhandlungen des Klimapakts plante die Re-
gierung mehrere Bürgerbeteiligungsforen ein. So organisierte sie fünf regionale Tref-
fen und mehrere kleinere Gruppengespräche für nicht an den Verhandlungen beteiligte 
Interessengruppen und für Bürger (SER, 2018a, S. 20). 

Im Juli 2018 veröffentlichte der Klimarat einen ersten Zwischenbericht (SER, 
2018b). In ihren Bewertungen forderten die Umweltbewertungsbehörde PBL und das 
Büro für Wirtschaftspolitikanalyse CPB (Centraal Planbureau) die Konkretisierung 
der Maßnahmen und ihrer Umsetzung (CPB, 2018; PBL, 2018). Im Dezember 2018 
legte der Klimarat dann den Entwurf eines Maßnahmenpakets vor (Ontwerp van het 
Klimaatakkoord, SER, 2018a). Allerdings verweigerten die Umweltverbände und die 
Gewerkschaft FNV den Klimapakt-Entwurf in dieser Fassung mitzutragen. PBL und 
CPB stellten am 13. März 2019 ihre Prüfberichte über den Entwurf vor (Ministerie van 
EZK, 2018a; Van Santen & Van der Walle, 2018). PBL überprüfte die Erreichbarkeit 
des Emissionsreduktionsziels und die Kosten der beabsichtigten Maßnahmen. CPB hat-
te den Auftrag, zu prüfen, welche Auswirkungen die Maßnahmen auf die öffentlichen 
Ausgaben, die Aufwendungen und Einkommen der Haushalte sowie die Lastenvertei-
lung haben (Klimaatakkoord, 2019a; 2019b). Aus den Berechnungen von PBL geht 
hervor, dass große Unsicherheiten in Bezug auf die Effekte der beabsichtigten Maß-
nahmen des Klimapakt-Entwurfs bestehen bleiben. Die Maßnahmen könnten zu einer 
Reduzierung der Treibhausgasemissionen zwischen 31-51 Megatonnen CO2-Äquiva-
lenten führen. Auch wenn das 49%-Ziel noch in diesem Bereich liegt, wird es 2030 
aber wahrscheinlich nicht erreicht werden. Um Unsicherheiten bezüglich der Effekte 
der beabsichtigten Maßnahmen abzubauen, müssten weitere (politische) Entscheidun-
gen getroffen werden. Die Kosten des Maßnahmenpakets würden sich auf 1,6-1,9 Mrd. 
Euro belaufen und damit geringer ausfallen als erwartet. Ein zentrales Ergebnis der 
CPB-Analyse ist, dass Haushalte mit (unterem) mittleren Einkommen stärker von den 
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Maßnahmen betroffen sein werden, als Haushalte mit höchsten und niedrigsten Ein-
kommen, wobei letztere mehr negative und positive Ausreißer aufweisen (PBL, 2019a; 
2019b; CPB, 2019). Die Regierung kündigte in Reaktion auf die Prüfberichte ergän-
zende Maßnahmen an, die eine Lastenverlagerung vom Bürger zu den Unternehmen 
vorsehen, eine CO2-Abgabe für die Industrie und einen größeren Beitrag der Landwirt-
schaft zur CO2-Reduzierung (Tweede Kamer, 2019a). Nach Behandlung der Prüfbe-
richte im Parlament, veröffentlichte der Klimarat Ende Juni 2019 die überarbeitete 
Version des Klimapaktes. Alle beteiligten Organisationen sind zur Zustimmung zu dem 
Pakt aufgefordert. Anfang Juli 2019 debattierte das Parlament über den Pakt (Tweede 
Kamer, 2019b; Voorzitter Klimaatberaad, 2019). Der Energiepakt, aus dem Maßnah-
men noch umgesetzt werden, soll in die Umsetzung und das Monitoring des Klimapak-
tes integriert werden (SER, 2019b).  

5.4 Die deutsche Energiewende-Politik im Vergleich 

Wie erwähnt zeigen die Niederlande und Deutschland eine ähnliche Transformations-
bilanz, allerdings unter Anwendung weitgehend unterschiedlicher Steuerungsmodi. Die 
Niederlande verfügen mit ihrem Handlungsrepertoire der Verhandlungsdemokratie 
über einen Governance-Ansatz, der das Konfliktniveau senkt und für die Transformati-
on des Energiesystems langfristig günstige Voraussetzungen bietet. In Bezug auf die 
staatliche Steuerungskapazität im Systemübergang erhalten die Niederlande bessere 
Werte in den Bereichen Regulierung und politische Verpflichtung zur Emissionsredu-
zierung sowie hinsichtlich ihrer Infrastrukturentwicklung und eines innovativen Unter-
nehmensumfeldes (World Economic Forum, 2019, p. 15).  

Unter „energietransitie“ sind strukturelle Veränderungen oder Übergänge zu ver-
stehen, die das Ergebnis von interagierenden und einander verstärkenden Entwicklun-
gen in verschiedenen Bereichen wie z. B. Wirtschaft, Kultur, Technologie, Institutio-
nen und Natur und Umwelt sind. In beiden Pakten ist erkennbar, dass die Niederlande 
die Ziele und Maßnahmen der darin berücksichtigten Sektoren aufeinander abstimmen. 
So werden etwa der Ausbau der Erneuerbaren Energien mit technologischen Innovati-
onen und den Erzeuger- und Verbraucherpreisen von Energie verknüpft.  

Anders sieht es in Deutschland aus (Czada & Musch, 2017). Deutschland galt lan-
ge als Vorreiter der Energiewende aufgrund seiner Erneuerbare-Energien-Politik. Trotz 
des raschen und intensiven Ausbaus von erneuerbaren Energien wird Deutschland aber 
seine Klimaschutzziele verfehlen. Wie unter anderem Christine Chemnitz (2018), 
Arthur Benz (in diesem Heft) und Roland Czada (in diesem Heft; Czada & Radtke, 
2018) zeigen, liegen diese Verfehlungen vor allem in Steuerungs- und Koordinations-
problemen im föderalen System sowie in zunehmenden gesellschaftlichen Konflikten 
begründet, die nach dem Verfall korporatistisch-konsensueller Konfliktregelungsstruk-
turen auf staatlich-autoritativem Weg nicht adäquat bewältigt werden. Zwar bildete 
sich ein politischer Richtungskonsens über die Energiewende und den Kernausstieg 
nach der Reaktorkatastrophe von Fukushima im März 2011 heraus (wobei Chemnitz 
(2018) auch das anzweifelt). Es mangelt jedoch am Handlungskonsens der beteiligten 
Akteure. In Teilen fehlen ihnen die Akteurqualität und Ressourcen, um sich auf der 
Basis von Selbstverpflichtungen an der Implementation zu beteiligen. Maßgebliche 
Entscheidungen der deutschen Energiewendepolitik fielen in Kommissionen (Töpfer-
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Kommission, Kohlekommission), deren Mitglieder als zumeist regierungsfreundliche 
Experten oder Aktivisten ad personam berufen wurden. Anders als die in die Energie- 
und Klimapakte der Niederlande eingebundenen korporativen Verbandsakteure reprä-
sentieren sie keine Mitgliederinteressen und können ihre mutmaßliche Gefolgschaft 
nicht auf ein bestimmtes Verhalten verpflichten. Im Vergleich dazu erzielen Kommis-
sionen und Gipfelrunden in Deutschland zumeist nur vage Absichtserklärungen, deren 
Umsetzung weitgehend staatlichen Akteuren überlassen bleibt (Czada in diesem Heft). 
Deren Instrumentenwahl bleibt beschränkt auf regulative Eingriffe, Marktschaffung, 
steuerliche Anreize und Direktsubventionen, während im niederländischen Fall eine 
von Interessenausgleich geprägte Konzertierung von mit relevanten Ressourcen ausge-
statteten gesellschaftlichen Verbänden vorherrscht. Zusätzlich belasten unterschiedli-
che Schwerpunktsetzungen und Interessenlagen von Bund und Ländern sowie Konflik-
te im Parteiensystem die deutsche Energie- und Klimapolitik, während die korporatisti-
sche Politik der Niederlande vom Parteienwettbewerb entkoppelt ist (dazu grundsätz-
lich Lehmbruch, 1977). Die Folge für die deutsche Energie- und Klimawende ist, dass 
einzelne politische Maßnahmen (Kernenergieausstieg, Kohleausstieg, Windkraft- und 
Solarenergieausbau, Strompreisentwicklung, Technologiepolitik, Energiesparziele, 
Wachstum und Arbeitsmarkt) nicht adäquat aufeinander abgestimmt wurden und unge-
löste Verteilungskonflikte der Zielerreichung entgegenwirken. 

6 Fazit 

Die Fallstudie soll zeigen, dass die niederländische Regierung auf das in der Vergan-
genheit bewährte Handlungsrepertoire der Verhandlungsdemokratie zurückgriff, um 
die Politik der Energietransformation umfassend und auf breiter Konsensbasis anzule-
gen. Es liegt demnach institutionelle Pfadabhängigkeit vor. In den 1980er und 1990er 
Jahren hatte die Regierung mit dem Poldermodell das korporatistische Repertoire in 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik reaktiviert und eine verhandelte Reform des nieder-
ländischen Wohlfahrtsstaates im Konsens mit den Sozialpartnern bewerkstelligt (Vis-
ser & Hemerijck, 1997; 1998). In der Energiepolitik leitete die Regierung Verhandlun-
gen mit verschiedenen Interessenorganisationen ein, die zum Energiepakt führten. An 
den Verhandlungen nahmen Gewerkschaften, Wirtschaftsverbände, die Dachverbände 
der Energieunternehmen, Naturschutz- und Umweltverbände und weitere Interessen-
gruppen teil. Die Zentralregierung beteiligte zudem die Provinzen, Gemeinden und 
Wasserverbände. Durch die Übertragung der Verhandlungsleitung an den SER dele-
gierte die Regierung die Aufgabe an das älteste und wichtigste Politikberatungsorgan 
im politischen System der Niederlande. Der SER brachte seine Expertise ein und über-
nahm die Rolle eines Mediators zur Vermittlung zwischen in Konflikt stehenden Inte-
ressen. Weitere Expertise wurde über die Umweltbewertungsbehörde PBL und das 
Energieforschungszentrum ECN eingebunden. Die Institutionen der Politikberatung 
stärkten nicht nur die Legitimation der Verfahren, sondern trugen wesentlich zur in-
haltlichen Fundierung der Beschlüsse bei. Durch Unterzeichnung des Paktes verpflich-
teten sich die beteiligten Akteure, die Maßnahmen umzusetzen. Damit beteiligte die 
Regierung die verschiedenen Akteure nicht nur an der Formulierung, sondern machte 
sie über ihre jeweiligen Selbstverpflichtungen auch für die Umsetzung der Maßnahmen 
mitverantwortlich. Über verfeinerte Kontrollmechanismen wird die Implementation 
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überwacht. Das geschieht im Schatten der Hierarchie, denn die Regierung kann die 
Paktteilnehmer über rechtlich verbindliche Regelungen zur Umsetzung verpflichten. 
Auch der Klimapakt steht in der Tradition des Poldermodells. Die Regierung über-
nimmt in diesem Fall aber eine stärker steuernde Funktion. Der SER wirkt auch hier 
unterstützend an den Verhandlungen mit. PBL ist zusammen mit dem CPB mit der Ex-
pertisefunktion beauftragt. Mit dem Klimapakt von Juni 2019 liegt nun eine geänderte 
Fassung vor, die der Zustimmung aller beteiligten Akteure bedarf. Es bleibt abzuwar-
ten, ob die Umweltverbände und die Gewerkschaft FNV diesem Konzept nun zustim-
men werden.   

Die Verhandlungen des Energiepaktes zeigen, dass die Niederlande eine umfas-
sende, Wirtschaftssektoren und gesellschaftliche Teilsysteme übergreifende Transfor-
mation des Energiesystems anstreben. Der Pakt schließt Maßnahmen in den Bereichen 
Energieeffizienz, Ausbau erneuerbarer Energien, dezentrale Energieerzeugung, Ener-
gieübertragungsnetze, Kohlesektor, Mobilität und Transport, Arbeitsmarktentwicklung, 
Technologien und Marktinnovationen ein. Um die Energiekosten für die Bevölkerung 
möglichst gering zu halten, erfolgt der Ausbau erneuerbarer Energien eher langsam, 
während technologische Innovationen wie etwa Energiespeichertechnologien sehr stark 
gefördert werden. Die Energietransformation wird stets im Kontext des Wirtschafts-
wachstums und der Arbeitsmarktentwicklung behandelt. Damit geht die Regierung bei 
der Transformation ihres Energiesystems sehr geplant vor und koppelt die Sektoren 
miteinander. Ihre Strategie kann, in Anlehnung an Analysen zur administrativen Inte-
ressenvermittlung (Czada, 1991; Lehmbruch, 1987), als verhandelte Transformation 
bezeichnet werden, in der der Staat als Initiator, Organisator und Agendasetzer auftritt.  

Institutionelle Anpassungen in den Verhandlungsverfahren zielten auf eine verbes-
serte Implementationskontrolle und neue Formen der Bürgerbeteiligung. Diese institu-
tionellen Anpassungen können als Strategie des layering verstanden werden. Sie wer-
den dem etablierten Verfahren der Verhandlungsdemokratie hinzugefügt. Die Verhand-
lungen zeichnen sich durch Kompromissfindung (bargaining) vor dem Hintergrund ei-
nes argumentativ vereinbarten Zielkonsenses (arguing) aus (Benz, 2007; Czada, 2000; 
Lehmbruch, 1967; Lijphart, 1968). Aufgrund der langen Dauer, einer großen Teilneh-
merzahl, dem Erfordernis zu Kompromissbildung und der Öffentlichkeitsbeteiligung 
waren die Verhandlungen allerdings mit hohen Transaktionskosten verbunden. Wie 
Franz Lehner (1991, S. 252; 1986; Czada, 2000, S. 27) darlegt, müssen hohe Interakti-
ons- und Entscheidungskosten aber nicht notwendig zu ineffizienter Politik führen, 
sondern können sogar – auf Kosten schneller Entscheidungen – mehr langfristige Effi-
zienz bewirken. In den Worten von Arend Lijphart können Verhandlungsdemokratien 
somit „kinder, gentler qualities“ in politischen Entscheidungsprozessen produzieren 
(Lijphart, 1999, S. 293 f.; Toonen & Hendriks, 2018, p. 278). Denn durch Beteiligung 
und Verhandlung erfolgt eine hohe soziale und sachliche Integrationsleistung, die eine 
höhere Effektivität und Effizienz staatlichen Handelns begünstigt. Politiken finden 
breite Unterstützung, wodurch zugleich eine hohe Stabilität und Zielkonsistenz erreicht 
werden kann. Daher erscheinen umfassende Verhandlungen zur Formulierung und 
Umsetzung langfristiger, transformativer Strukturpolitiken besonders geeignet. Die 
niederländische Variante der Energietransformation und das ihr zugrundeliegende Zu-
sammenspiel von Regierungsinitiative, Interessenvermittlung und Politikberatung kann 
als ein Musterbeispiel eines solchen Ansatzes betrachtet werden. 
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Anmerkungen 
 

 Für hilfreiche Kommentare bedanke ich mich bei Arthur Benz und Roland Czada, den Teilnehmern 
der Workshops zum Thema Energietransformation in Osnabrück (15.-16.06.2018) und Darmstadt (7.-
8.12.2018) sowie den anonymen Gutachtern des Beitrags. Für verbliebene Fehler bin ich selbst ver-
antwortlich.  

1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden ausschließlich die männliche Sprachform 
verwendet. Die weibliche Form ist selbstverständlich jeweils eingeschlossen. 

2 Das Kabinett Mark Rutte III besteht neben der VVD aus dem christdemokratischen CDA (Christen-
Democratisch Appèl), der linksliberalen D66 (Democraten 66) und der christlich-konservativen Chris-
tenUnie (CU). 

3 Unter den unabhängigen Sachverständigen sind der Präsident der niederländischen Zentralbank (De 
Nederlandse Bank, DNB) und der Direktor des CPB von Amts wegen Mitglied (SER, 2019a).  

4 Die Klimaschutzorganisation Urgenda hatte im Jahr 2013 die Klage gegen den niederländischen Staat 
erhoben. Die Stiftung Urgenda und 886 Einzelkläger beantragten, den niederländischen Staat dazu zu 
verurteilen, bis 2020 die CO2-Emissionen um mindestens 25% gegenüber 1990 zu reduzieren (Saurer 
& Purnhagen, 2016, S. 18). 

5 Der ETI 2019 misst zum einen die Voraussetzungen der Systemperformanz in Bezug auf wirtschaftli-
che Entwicklung und Wachstum, Versorgungssicherheit und Umweltverträglichkeit. Des Weiteren 
werden die Fähigkeit zum Systemübergang anhand der Dimensionen Energiesystemstruktur, Kapital 
und Investitionen, Regulierung und politisches Engagement, Humankapital und Beteiligung der Ver-
braucher, Infrastruktur und innovatives Unternehmensumfeld sowie Institutionen und Governance er-
mittelt. 

6 Die Waterschappen, Wasserverbände, sind öffentlich-rechtliche Körperschaften, die den Provinzial-
verwaltungen unterstehen. Sie sind für die Wasserwirtschaft zuständig. Der Hochwasserschutz, die Si-
cherstellung der Wasserversorgung und die Unterhaltung der Land- und Wasserwege gehören unter 
anderem zu ihren Aufgaben. Die Wasserverbände sind eine der ältesten Formen der Selbstverwaltung. 
Erste Wasserverbände entstanden bereits im Mittelalter. Heute gibt es noch 21 Wasserverbände. Diese 
sind alle Mitglied der Unie van Waterschappen, dem Dachverband der Wasserverbände (Vis, 2001, S. 
106; Unie van Waterschappen (UvW), 2019). 

7 Mit dem Europäischen Emissionshandelssystem (EU-ETS) sollen die Treibhausgas-Emissionen der 
teilnehmenden Energiewirtschaft und der energieintensiven Industrie reduziert werden. Es wurde 2005 
zur Umsetzung des Kyoto-Protokolls eingeführt. Seit 2012 nimmt auch der innereuropäische Luftver-
kehr teil (Umweltbundesamt (UBA), 2018). 

8 CCS-Technologie: CCS steht für Carbon bzw. CO2 Capture and Storage und bedeutet die Abschei-
dung und Speicherung von Kohlendioxid im Untergrund (Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie (BMWi), 2019). 

9 Zum 1. April 2018 wurde das ECN in ein anderes Expertengremium integriert, die Niederländische Or-
ganisation für Angewandte Naturwissenschaftliche Forschung TNO (Nederlandse Organisatie voor 
toegepast-natuurwetenschappelijk onderzoek) (ECN, 2018). 
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